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S A T Z U N G 

über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 
der Stadt Wahlstedt 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der zurzeit geltenden 
Fassung und der §§ 222 ff Abgabenordnung (AO) in der zurzeit geltenden Fassung wird 
nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung der Stadt Wahlstedt vom 23.11.2015 
nachstehende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Die Vorschriften dieser Satzung gelten für die Stundung, Niederschlagung und den Erlass 
aller Ansprüche der Stadt Wahlstedt, soweit nicht gesetzlich oder durch Satzung etwas 
anderes bestimmt ist. 
 
 

§ 2 
Stundung von Forderungen 

Voraussetzung und Begrenzung 
 
(1) Stundung ist die Hinausschiebung der Fälligkeit einer Forderung. 
 
(2) Die Stundung soll in der Regel nur auf Antrag und gegen Sicherheitsleistung gewährt 

werden. Ansprüche dürfen nur, soweit nicht sondergesetzliche Regelungen Anwen-
dung finden, ganz oder teilweise gestundet werden, wenn ihre Einziehung bei Fällig-
keit eine erhebliche Härte für die Schuldnerin oder den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Eine erhebliche 
Härte liegt insbesondere vor, wenn die Schuldnerin oder der Schuldner sich vorüber-
gehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten befindet oder durch die Zahlung in 
solche geraten würde. Die erhebliche Härte ist durch aussagefähige Unterlagen und 
Belege nachzuweisen. 

 
(3) Stundungsfristen sind so kurz wie möglich zu bemessen. Sie sollen einen Zeitraum 

von 12 Monaten nicht überschreiten. Sollte ein längerer Zeitraum erforderlich sein, ist 
dies gesondert zu begründen. 

 
(4) Wird Stundung durch Einräumung von Teilzahlungen gewährt, so ist in dem ent-

sprechenden Bescheid der Hinweis aufzunehmen, dass die jeweilige Restforderung 
bei nicht rechtzeitiger Zahlung sofort in voller Höhe fällig wird. 

 
 

§ 3 
Unterrichtung der Finanzbuchhaltung über Stundungen 

 
Hat die Finanzbuchhaltung das Beitreibungsverfahren bereits eingeleitet, soll eine 
Stundung erst nach Anhörung der Finanzbuchhaltung ausgesprochen werden. 
Stundungsbewilligungen sind der Finanzbuchhaltung schriftlich mitzuteilen. Über 
Stundungsanträge ist die Finanzbuchhaltung zu unterrichten, sofern nicht bis zum Fällig-
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keitszeitpunkt über die Stundung entschieden werden kann. Bis zur Entscheidung über 
den Stundungsantrag sind keine weiteren Mahn- und Vollstreckungsmaßnahmen durch-
zuführen.  
 
 

§ 4 
Sicherheitsleistung 

 
Eine Sicherheitsleistung nach den §§ 241 bis 248 Abgabenordnung (AO) soll bei einer 
bewilligten Stundung oder Teilzahlung von über 5.000 EUR gefordert werden, wenn zwei-
felhaft ist, ob die Schuldnerin oder der Schuldner bei Fälligkeit ihrer oder seiner Zahlungs-
verpflichtung nachkommen kann. Sicherheitsleistungen für Forderungen, die nicht 
Steuerforderungen sind, können entsprechend dieser Vorschriften erhoben werden.  
 
 

§ 5 
Stundungszinsen 

 
(1) Stundungszinsen sind zu erheben für  

1. Steuern, Beiträge, Gebühren und sonstige kommunale Abgaben in Höhe von  
0,5 % für jeden vollen Monat; § 238 AO ist zu beachten; 

2. privatrechtliche Forderungen in Höhe von 2 % über dem Basiszinssatz gemäß  
§ 247 BGB. 

 
(2) Stundungszinsen dürfen nicht erhoben werden 

1. für Buß- und Zwangsgelder sowie für Kosten (Vollstreckungskosten, Rechts-
mittelkosten), 

2. von anderen Gebietskörperschaften, soweit es sich nicht um privatrechtliche 
Forderungen handelt. 

 
(3) Auf Zinsen kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach 

Lage des einzelnen Falles unbillig wäre (§ 234 Abs. 2 AO). Sie werden nur dann 
festgesetzt, wenn sie mindestens 10 EUR betragen (§ 239 Abs. 2 AO). Zinsen sind 
gerundet auf volle Euro zu Gunsten der Schuldnerin oder des Schuldners festzu-
setzen. 

 
 

§ 6 
Verzugszinsen und sonstige Nebenforderungen 

 
(1) Für rückständige, nicht gestundete privatrechtliche Forderungen sind Verzugszinsen 

zu erheben. Sie bemessen sich nach § 288 Abs.1 BGB. Können aus besonderen 
Rechtsgründen, z.B. aus Vertrag, Anerkenntnis oder Verpflichtungserklärung, höhere 
Zinsen gefordert werden, so sind diese maßgebend. In jedem Fall ist zu prüfen, ob 
ein durch Verzug entstandener weiterer Schaden, soweit er nicht durch die Verzugs-
zinsen gedeckt ist, geltend zu machen ist (§ 288 Abs. 4 BGB). 

 
(2) Die Erhebung der Verzugszinsen kann unterbleiben, wenn  

1. die Zahlung innerhalb eines Monats nach Fälligkeit geleistet wird oder 

2. der Zinsbetrag unter 10 EUR bleibt. 
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(3) In besonderen Fällen können Verzugszinsen bei nachträglichen Stundungs-

bewilligungen erlassen werden. 
 
(4) Säumniszuschläge für alle kommunalen Abgaben werden nach Maßgabe des § 240 

AO erhoben. 
 
(5) Sofern nach Deckung der Hauptforderung noch Mahngebühren, Voll-

streckungsgebühren oder Säumniszuschläge verbleiben, kann die Finanzbuchhal-
tung auf eine Weiterverfolgung dann verzichten, wenn die Kosten der Einziehung in 
keinem angemessenen Verhältnis zur Nebenforderung stehen. Dies gilt nicht bei 
Nebenforderungen über 20 EUR. 

 
 

§ 7 
Berechnung der Stundungs- und Verzugszinsen 

 
(1) Soweit die Abgabenordnung für gestundete Steuerbeträge nichts Abweichendes 

bestimmt, beginnt die Verzinsung mit dem Ablauf des Fälligkeitstages der Schuld 
und endet mit dem Ablauf des Tages, an dem die Zahlung geleistet wird. Ist ein 
Fälligkeitstermin nicht bestimmt, bleibt eine Zahlungsfrist von zehn Tagen nach 
Absendung der Zahlungsaufforderung zinsfrei. 

 
(2) Wird die Begleichung einer Geldforderung (z.B. Erschließungsbeiträge) in Raten 

gegen Verzinsung bewilligt, so ist je ein Tilgungsplan für die Schuldnerin oder den 
Schuldner und die Finanzbuchhaltung anzufertigen.  

 
 

§ 8 
Niederschlagung von Forderungen 

 
Niederschlagung ist die befristete oder unbefristete Zurückstellung der Beitreibung einer 
fälligen Geldforderung der Stadt Wahlstedt. Sie ist kein endgültiger Verzicht auf diesen 
Anspruch, sondern lediglich eine verwaltungsinterne Maßnahme, die keines Antrages 
bedarf. Der Schuldnerin oder dem Schuldner wird die Niederschlagung nicht mitgeteilt. 
Durch die Niederschlagung wird die Verjährung nicht gehemmt oder unterbrochen. 
 
 

§ 9 
Voraussetzung und Verfahren bei Niederschlagung 

 
(1) Forderungen der Stadt Wahlstedt können niedergeschlagen werden, wenn ihre 

Beitreibung ohne Erfolg geblieben ist. 
 

Forderungen dürfen nur niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Ein-
ziehung keinen Erfolg haben wird oder die Kosten der Einziehung in keinem ange-
messenen Verhältnis zur Höhe des Anspruches stehen.  
Die Nichteinziehbarkeit einer Forderung ist durch den Nachweis einer erfolglosen 
Beitreibung und ggf. darüber hinaus durch die Abnahme der eidesstattlichen Ver-
sicherung zu belegen. 
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(2) Ein Anspruch darf befristet niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Ein-
ziehung vorläufig keinen Erfolg haben wird.  

 
(3) Eine unbefristete Niederschlagung kommt nur in Betracht, wenn feststeht, dass die 

Einziehung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse der Schuldnerin oder des 
Schuldners (z.B. mehrere fruchtlos verbliebene Vollstreckungsversuche, erfolglose 
Kostenforderungen im Rahmen des Insolvenzverfahrens) oder aus anderen Gründen 
(z.B. Tod, Verjährung, unbekannter Aufenthalt) dauernd ohne Erfolg bleiben wird 
bzw. wenn die Kosten der Einziehung in keinem angemessenen Verhältnis zur Höhe 
der Forderung stehen. Bei der Prüfung der Voraussetzungen für eine unbefristete 
Niederschlagung ist ein strenger, der Forderungshöhe angepasster Maßstab anzu-
legen. 

 
(4) Befristete Niederschlagungen können in unbefristete Niederschlagungen umgewan-

delt werden, wenn sich bei der Überwachung der Forderung herausstellt, dass die 
Einziehung auch dauerhaft keinen Erfolg verspricht.  

 
(5) Die niedergeschlagenen Forderungen sind in die Niederschlagungsliste einzutragen. 

Die müssen folgende Angaben enthalten: 

- Name und Anschrift der Schuldnerin oder des Schuldners, 
- Höhe der Forderung, 
- Rechtsgrund, 
- Fälligkeit, 
- Zeitpunkt der Niederschlagung, 
- Zeitpunkt der Verjährung 
- Begründung 
- Daten und Ergebnisse der Überprüfungen 
- Art der Niederschlagung (befristet oder unbefristet). 

 
(6) Befristet niedergeschlagene Forderungen sind laufend zu überwachen. Mindestens 

einmal im Jahr sind die wirtschaftlichen Verhältnisse der Schuldnerinnen und 
Schuldner mit dem Ziel der Wiederaufnahme der Einziehung der Forderung zu über-
prüfen. Bei der Überprüfung können Erkenntnisse u.a. der Finanzbuchhaltung als 
Vollstreckungsbehörde herangezogen werden. Ergibt sich die Zahlungsfähigkeit, so 
ist der Betrag in der Niederschlagungsliste zu streichen, erneut zum Soll zu stellen 
und die Einziehung zu betreiben. Die erneute Sollstellung erfolgt nach Abstimmung 
durch den/die zuständige/n Sachbearbeiter/in. Damit befristet niedergeschlagene 
Ansprüche nicht verjähren, sind geeignete Unterbrechungshandlungen durchzu-
führen oder zu veranlassen (§ 29 Landesverordnung über die Kosten im Vollzugs- 
und Vollstreckungsverfahren, §§ 228 bis 232 AO). 

 
(7) Die Einziehung unbefristet niedergeschlagener Ansprüche ist nur dann erneut zu 

versuchen, wenn sich innerhalb der Verjährungszeitraumes Anhaltspunkte ergeben, 
die eine Beitreibung Erfolg versprechen erscheinen lassen. Diese Forderungen sind 
nach Ablauf der Verjährungsfrist aus der Niederschlagungsliste zu streichen. Eine 
Abstimmung mit der Finanzbuchhaltung hat zu erfolgen. 
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§ 10  
Erlass von Forderungen, 

Begriffsbestimmung und Voraussetzung 
 
(1)  Ein Erlass erfolgt in der Regel nur auf Antrag. Er bedeutet den endgültigen Verzicht 

auf eine Forderung (z.B. Erlöschen des Anspruches nach § 47 AO). 
 
(2) Ein Erlass ist nur zulässig 

1. soweit die Forderung nachweislich dauernd uneinziehbar ist, 

2. soweit die Einziehung der Forderung für die Schuldnerin oder den Schuldner 
eine unbillige Härte bedeutet (vgl. auch § 6 Abs. 2), 

3. wenn die Kosten der Einziehung in keinem angemessenen Verhältnis zu der 
Forderung stehen. 

 
 

§ 11 
Restschuldbefreiung 

 
(1) Wird in einem Insolvenzverfahren Restschuldbefreiung erteilt, dann werden 

Forderungen gegenüber der Schuldnerin oder dem Schuldner gemäß § 301 der 
Insolvenzordnung (InsO) in nicht mehr vollstreckbare Forderungen umgewandelt. 
Von der Erteilung der Restschuldbefreiung sind die in § 302 InsO genannten Forde-
rungen nicht betroffen. 

 
(2) Forderungen, die der Restschuldbefreiung unterfallen, gelten mit der Erteilung der 

Restschuldbefreiung als erlassen. Eine Abstimmung mit dem Steueramt hat zu er-
folgen. 

 
(3) Sofern Forderungen bisher nicht niedergeschlagen waren, ist bei Erteilung der Rest-

schuldbefreiung die Ausbuchung der Forderung als Forderungsverlust über die 
Geschäftsbuchhaltung zu veranlassen.  

 
(4) Sofern Forderungen bereits niedergeschlagen waren, sind die Forderungen aus der 

Niederschlagungsliste zu streichen.  
 
 

§ 12 
Ermächtigung zur Gewährung von Stundungen, 

Niederschlagungen und zum Erlass von Forderungen 
 
Es gelten die Regelungen der Hauptsatzung und der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein. 
 
 

§ 13 
Beitreibung privatrechtlicher Forderungen 

 
Ist eine der Beitreibung im Verwaltungsverfahren nicht unterliegende Geldforderung trotz 
Zahlungsaufforderung und Mahnung nicht eingegangen, sind die weiteren notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen. Wenn Klageerhebung, Erlass eines Pfändungs- und Über-
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weisungsbeschlusses, Sicherstellung usw. nicht in Frage kommen, ist zu prüfen, ob der 
geschuldete Betrag weiterhin zu stunden, niederzuschlagen oder zu erlassen ist. 
 
 

§ 14 
Ratenzahlung und Verrechnung von Beiträgen nach dem KAG 

 
(1) Erschließungs-, Straßenbau- und Kanalanschlussbeiträge können im Einzelfall auf 

Antrag nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften verrentet werden. Damit sind 
sonstige Stundungen nicht ausgeschlossen. 

 
(2) Es können Monatsbeträge, Vierteljahresbeträge und Jahresbeträge festgesetzt 

werden. Der Regelfall ist die Entrichtung in Vierteljahresbeträgen. 
 
(3) Zuständig für die Entscheidung ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 
 
 
 
Diese Satzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 
Stundung, Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen sowie die Behandlung von 
Kleinbeträgen der Stadt Wahlstedt vom 03.04.2001 außer Kraft. 
 
 
Wahlstedt, 30.11.2015 
 
 
STADT WAHLSTEDT 
 
gez. Matthias-Ch. Bonse L.S. 
Bürgermeister 


